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der Abgeordneten Dkfm. Graenitz 
und Genossen 

A N FRA G E 

an die Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 
betreffend Nichtausbezahlung einer von Ihnen mündlich zugesagten Förderung 
von Gutachten im Rahmen des HTV-Bürgerbeteiligungsverfahrens in Linz 

Im Rahmen des Bürgerbeteiligungsverfahren zur Begutachtung der Sonderab­
falltestphasen bei der Hochtemperaturvergasungsanlage in Linz sind Kosten 
für externe Gutachter angefallen. Diese Gutachter und die an sie im Auf­
trag gegebenen Analysen wurden von den beteiligten Bürgern und Bürgerinnen 
ausgewählt und bestellt. Es ist ein entscheidender Punkt bei derartigen 
Bürgerbeteiligungsverfahren, daß Experten ihres Vertrauens von den Betrof­
fenen selbst bestimmt werden können. 
Im April 1988, anläßlich eines Gesprächs zwischen Ihnen, dem Linzer Bürger­
meister Dr. Dobusch, dem Linzer Umweltstadtrat Ackerl und von Frau Abg. 
Dkfm. Ilona Graenitz wurden vor Beginn des Bürgerbeteiligungsverfahren von 
Ihnen konkrete Zusagen zur Übernahme der Kosten für die von den Bürgern 
auszuwählenden externen Gutachter gemacht. 
Zwischenzeitlich sind die Gutachten fertiggestellt und Unterlagen dem 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds zugegangen. Nun wurde der Stadt Linz, 
welche die Vorfinanzierung vorgenommen hat, mitgeteilt, daß die Vorausset­
zungen für die Förderung nicht gegeben wären, da es sich bei den Gutach­
tern um keine Zivilingenieure gehandelt hätte. 
Da darüberhinaus das Bürgerbeteiligungsverfahren bei der Linzer HTV-Anlage 
bereits anderen Bürgerbeteiligungsverfahren als Vorbi'ld dient und es unzu­
mutbar wäre, daß die Kosten für die Beteiligten von diesen allein aufge­
bracht werden müssen, stellen die unterzeichneten Abgeordneten an die Bun­
desministerin für Umwelt, Jugend und Familie nachstehende 
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A n fra g e: 

1. Stehen Sie zu Ihrer Zusage die Gutachter, die - wie mit Ihnen abgespro­
chen - von den Bürgern nominiert wurden, anzuerkennen und die Zuerken­
nung der Förderung veranlassen? 

2. Beabsichtigen Sie eigene Richtlinien für die Kosten von Gutachten bei 
Bürgerbeteiligung und Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren zu erstel­
len? 

3. Wenn ja, beabsichtigen Sie alle Experten im Rahmen einer UVP als Gutach­
ter gelten zu lassen oder bestimmte Gruppen (zB. Zivil ingenieure) vorzu­
schreiben? 
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